
 

  

S 37 AL 1485/98

Sozialgerichtsbarkeit Bundesrepublik Deutschland

Land Freistaat Bayern
Sozialgericht Bayerisches Landessozialgericht
Sachgebiet Arbeitslosenversicherung
Abteilung 8
Kategorie Urteil
Bemerkung -
Rechtskraft -
Deskriptoren -
Leitsätze -
Normenkette -

1. Instanz

Aktenzeichen S 37 AL 1485/98
Datum 27.10.2000

2. Instanz

Aktenzeichen L 8 AL 368/00
Datum 14.03.2003

3. Instanz

Datum -

I. Auf die Berufung der Beklagten wird der Gerichtsbescheid des Sozialgerichts
MÃ¼nchen vom 27.10.2000 aufgehoben und die Klage abgewiesen.
II. AuÃ�ergerichtliche Kosten sind nicht zu erstatten.
III. Die Revision wird nicht zugelassen. â��

Tatbestand:

Zwischen den Beteiligten ist die GewÃ¤hrung von Arbeitslosengeld (Alg) aufgrund
der Antragstellung vom 18.05.1998 streitig.

Der am 1944 geborene KlÃ¤ger meldete sich am 18.05.1998 bei der Beklagten
arbeitslos und beantragte die GewÃ¤hrung von Alg. Auf dem Antrag gab der
KlÃ¤ger unter Punkt 4e "Meine VermittlungsfÃ¤higkeit ist nach TÃ¤tigkeiten oder
Arbeitsstunden eingeschrÃ¤nkt" unter "Sonstiges" an: "Psychische StÃ¶rungen
wegen FamilienzusammenfÃ¼hrung". Nach der Arbeitsbescheinigung der Firma
P.-Papierverarbeitung und Versand GmbH, wo der KlÃ¤ger seit 17.07.1989
durchgehend gearbeitet hatte, endete das ArbeitsverhÃ¤ltnis durch KÃ¼ndigung
des KlÃ¤gers vom 14.04.1998 zum 30.04.1998, wobei die maÃ�gebliche
KÃ¼ndigungsfrist vier Wochen zum 15. des Monats bzw. zum Monatsende betrug.
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Auf dem Fragebogen der Beklagten zur Beendigung des
BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnisses durch Arbeitnehmer-KÃ¼ndigung gab der KlÃ¤ger
an, seit 07.01. 1995 versuche er seine Familie zusammenzufÃ¼hren. Bisher sei ihm
dies nicht mÃ¶glich gewesen, weshalb die psychische Belastung enorm sei. Er
kÃ¶nne keinen Arbeitsplatz in dieser Verfassung antreten. Nach den Angaben des
Arbeitsvermittlers Herrn W. habe ihm der KlÃ¤ger bei der Antragstellung am
18.05.1998 erklÃ¤rt, er sei nicht in der Lage, eine Arbeit anzunehmen. Er sei
nervlich vÃ¶llig fertig, weil er seinen Sohn nicht nach Deutschland bringen kÃ¶nne
(FamilienzusammenfÃ¼hrung). Krank sei er nicht geschrieben. Daraufhin habe der
Arbeitsvermittler den KlÃ¤ger auf fehlende VerfÃ¼gbarkeit hingewiesen. Herr S. ,
ein Kollege von Herrn W. , habe dem KlÃ¤ger den Sachverhalt in Serbokroatisch
erklÃ¤rt.

Mit Bescheid vom 19.05.1998 lehnte die Beklagte die GewÃ¤hrung von Alg ab.
Anspruch auf Leistungen habe nur, wer arbeitslos sei. Arbeitslos sei u.a. aber nur
derjenige, der alle MÃ¶glichkeiten nutze und nutzen wolle, seine
BeschÃ¤ftigungslosigkeit zu beenden. Nach Â§ 119 Abs.1 Nr.3 Drittes Buch
Sozialgesetzbuch (SGB III) seien EigenbemÃ¼hungen erforderlich. Der KlÃ¤ger habe
trotz Belehrung Ã¼ber die Rechtsfolgen solche EigenbemÃ¼hungen abgelehnt,
weshalb er nicht arbeitslos sei und auch keinen Leistungsanspruch habe. Dagegen
wandte der KlÃ¤ger im Widerspruchsverfahren ein, er stehe der Arbeitsvermittlung
zur VerfÃ¼gung. Zurzeit habe er eine depressive StÃ¶rung und sei in Behandlung
bei Herrn Dr.med.R â�¦ Nach einem Beratungsvermerk der Beklagten vom
31.07.1998 erklÃ¤rte der KlÃ¤ger gegenÃ¼ber der Arbeitsvermittlung, dass er
keine Arbeit annehme, bis seine Familie kÃ¤me. Mit Widerspruchsbescheid vom
24.08.1998 wies die Beklagte den Widerspruch als unbegrÃ¼ndet zurÃ¼ck. Nach 
Â§ 117 Abs.1 Nr.1 SGB III setze der Anspruch auf Alg voraus, dass der Arbeitnehmer
arbeitslos sei. Arbeitslosigkeit lÃ¤ge nach Â§ 118 Abs.1 SGB III vor, wenn ein
Arbeitnehmer vorÃ¼bergehend nicht in einem BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnis stehe
(BeschÃ¤ftigungslosigkeit) und eine versicherungspflichtige, mindestens 15
Stunden wÃ¶chentlich umfassende BeschÃ¤ftigung suche (BeschÃ¤ftigungssuche).
Der Begriff der BeschÃ¤ftigungssuche sei in Â§ 119 SGB III nÃ¤her ausgefÃ¼hrt.
Der KlÃ¤ger habe sowohl am 18.05.1998 als auch am 31.07.1998 gegenÃ¼ber dem
zustÃ¤ndigen Arbeitsvermittler erklÃ¤rt, dass er keine Arbeit annehmen werde.
Ã�ber die Rechtsfolgen dieser ErklÃ¤rung sei er belehrt worden. Bei dieser Sachlage
kÃ¶nne nicht davon ausgegangen werden, dass der KlÃ¤ger den Vermittlungen des
Arbeitsamtes zur VerfÃ¼gung stehe.

Zur BegrÃ¼ndung seiner dagegen zum Sozialgericht (SG) MÃ¼nchen erhobenen
Klage hat der KlÃ¤ger im Wesentlichen ausgefÃ¼hrt, er stehe grundsÃ¤tzlich den
Vermittlungen des Arbeitsamtes zur VerfÃ¼gung, sei jedoch derzeit aufgrund einer
bestehenden depressiven Erkrankung als arbeitsunfÃ¤hig anzusehen. Die Beklagte
hat dagegen eingewandt, auch eine eventuell derzeit vorliegende
ArbeitsunfÃ¤higkeit kÃ¶nne nicht zur BegrÃ¼ndung eines Anspruchs auf Alg
fÃ¼hren, weil die in Â§ 126 SGB III vorgesehene Leistungsfortzahlung bei
ArbeitsunfÃ¤higkeit nur erfolgen kÃ¶nne, wenn diese ArbeitsunfÃ¤higkeit wÃ¤hrend
des Bezugs von Alg eintrete. Da der KlÃ¤ger jedoch unstreitig kein Alg beziehe,
kÃ¶nne ihm auch in Anbetracht der mit Ã¤rztlicher Bescheinigung vom 24.06. 1998
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ab diesem Zeitpunkt attestierten ArbeitsunfÃ¤higkeit keine Leistungsfortzahlung
gewÃ¤hrt werden. Falls der KlÃ¤ger bereits zum Zeitpunkt seiner Antragstellung am
18.05.1998 arbeitsunfÃ¤hig gewesen sein sollte, scheitere ein Anspruch auf Alg
daran, dass er in diesem Falle wegen fehlender ArbeitsfÃ¤higkeit ebenfalls nicht
arbeitslos gewesen wÃ¤re (Â§ 117 Abs.1 Nr.1 in Verbindung mit Â§ 119 Abs.3 SGB
III). Am 11.05.2000 hat eine nichtÃ¶ffentliche Sitzung des SG MÃ¼nchen
stattgefunden, in der der Arbeitsvermittler Herr Gerhard W. als Zeuge
einvernommen wurde. Wegen der Einzelheiten seiner Bekundungen wird auf die
Sitzungsniederschrift verwiesen. Im Termin hat der KlÃ¤ger darauf hingewiesen,
dass der erste ArbeitsunfÃ¤higkeitsnachweis vom 24.06.1998 datiere und dass
deshalb davon auszugehen sei, dass er bei Antragstellung arbeitsfÃ¤hig gewesen
wÃ¤re. Er sei immer arbeitswillig gewesen.

Mit Gerichtsbescheid vom 27.10.2000 hat das SG die Beklagte unter Aufhebung des
Bescheides vom 19.06.1998 in Gestalt des Widerspruchsbescheides vom
24.08.1998 verurteilt, dem KlÃ¤ger Alg dem Grunde nach aufgrund seines Antrags
vom 18.05.1998 zu gewÃ¤hren. Aufgrund seiner ErklÃ¤rungen im
ErÃ¶rterungstermin sei das Gericht der Ã�berzeugung, dass die Angaben des
KlÃ¤gers vom 18.05. und 31.07.1998 auf einem MissverstÃ¤ndnis beruhten. Es sei
festzustellen, dass sich der KlÃ¤ger arbeitsuchend und arbeitswillig zur VerfÃ¼gung
gestellt habe. Dies habe er mehrfach schriftlich und auch bei der persÃ¶nlichen
Vorsprache anlÃ¤sslich der Widerspruchseinlegung erklÃ¤rt. Das Gericht folge
diesen Angaben, weil es den KlÃ¤ger fÃ¼r glaubhaft halte.

Zur BegrÃ¼ndung der Berufung fÃ¼hrt die Beklagte im Wesentlichen aus, es liege
im Veranwortungsbereich des Arbeitslosen, dem Arbeitsamt zweifelsfrei erkennen
zu geben, dass er VermittlungsbemÃ¼hungen seitens des Arbeitsamtes wÃ¼nsche.
Man verweise in diesem Zusammenhang auf das Urteil des LSG Rheinland-Pfalz
vom 11.11.1999 â�� L 1 AL 3/99 -. Der KlÃ¤ger habe sich nicht im vorstehenden
Sinne zweifelsfrei den VermittlungsbemÃ¼hungen des Arbeitsamtes zur
VerfÃ¼gung gestellt. Er habe vielmehr des Ã�fteren zum Ausdruck gebracht, nicht
an der Vermittlung von Stellen interessiert zu sein. Der Auffassung des Erstgerichts,
die ErklÃ¤rungen des KlÃ¤gers wÃ¼rden auf einem MissverstÃ¤ndnis beruhen,
vermÃ¶ge man nicht zu folgen. So habe der KlÃ¤ger anlÃ¤sslich seiner
Arbeitslosmeldung vom 18.05.1998 eindeutig erklÃ¤rt, nicht in der Lage zu sein,
eine Arbeit aufzunehmen, wobei jedoch keine ArbeitsunfÃ¤higkeit vorgelegen
hÃ¤tte. Bei der persÃ¶nlichen Vorsprache am 31.07.1998 habe er abermals
wiederholt, keine Arbeit annehmen zu wollen. Im Ã�brigen verweist die Beklagte auf
ihr bisheriges Vorbringen.

Nach Beiziehung eines Befundberichts von Herrn Dr.med.R. erhob das Gericht
Beweis durch Einvernahme der Zeugen G. W. , H. B. und M. S â�¦ Wegen der
Einzelheiten wird insoweit auf die Sitzungniederschrift verwiesen. Am Ende der
Beweisaufnahme wies das Gericht darauf hin, es sei zu klÃ¤ren, wer die Angaben im
Alg-Antrag mit blauem Kugelschreiber gemacht habe. Der KlÃ¤ger trug dazu vor,
die Angaben seien nicht von ihm persÃ¶nlich gemacht worden. Der Antrag sei
vielmehr von einem in seiner Nachbarschaft wohnenden "flÃ¼chtigen Bekannten"
ausgefÃ¼llt worden. Die Beklagte trug dazu vor, letztendlich kÃ¤me es nicht darauf
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an, wer den Antrag ausgefÃ¼llt habe, der KlÃ¤ger habe diesen jedenfalls
persÃ¶nlich unterschrieben und mÃ¼sse sich die dort gemachten Angaben
zurechnen lassen. Den Namen des "flÃ¼chtigen Bekannten" vermochte der KlÃ¤ger
im weiteren Verlauf nicht zu benennen.

Die Beklagte beantragt,

den Gerichtsbescheid des Sozialgerichts MÃ¼nchen vom 27.10.2000 aufzuheben
und die Klage abzuweisen.

Der KlÃ¤ger beantragt,

die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.

Der KlÃ¤ger hÃ¤lt nach wie vor den Gerichtsbescheid des SG MÃ¼nchen fÃ¼r
zutreffend.

Zur ErgÃ¤nzung des Tatbestandes wird im Ã�brigen auf den Inhalt der
Beklagtenakten und der Verfahrensakten beider RechtszÃ¼ge Bezug genommen.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Die form- und fristgerecht eingelegte Berufung ist zulÃ¤ssig (Â§Â§ 143, 151 des
Sozialgerichtsgesetzes â�� SGG -), ein AusschlieÃ�ungsgrund (Â§ 144 Abs.1 SGG)
liegt nicht vor.

Das Rechtsmittel erweist sich auch in der Sache als begrÃ¼ndet.

Zu Unrecht hat das SG der Klage stattgegeben und die Beklagte verurteilt, dem
KlÃ¤ger Alg aufgrund seines Antrags vom 18.05. 1998 zu zahlen. Denn die
Bescheide der Beklagten vom 19.06. und 24.08.1998 sind nicht zu beanstanden.
Dem KlÃ¤ger steht Alg aufgrund der Antragstellung vom 18.05.1998 nicht zu.

Nach Â§ 117 SGB III hat Anspruch auf Alg, wer arbeitslos ist, sich beim Arbeitsamt
arbeitslos gemeldet und die Anwartschaftszeit erfÃ¼llt hat. Arbeitslosigkeit liegt
nach Â§ 118 Abs.1 SGB III vor, wenn ein Arbeitnehmer vorÃ¼bergehend nicht in
einem BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnis steht (BeschÃ¤ftigungslosigkeit) und eine
versicherungspflichtige, mindestens 15 Stunden wÃ¶chentlich umfassende
BeschÃ¤ftigung sucht (BeschÃ¤ftigungssuche). Der Begriff der
BeschÃ¤ftigungssuche ist in Â§ 119 SGB III nÃ¤her ausgefÃ¼hrt. Danach sucht eine
BeschÃ¤ftigung, wer alle MÃ¶glichkeiten nutzt und nutzen will, um seine
BeschÃ¤ftigungslosigkeit zu beenden und den VermittlungsbemÃ¼hungen des
Arbeitsamtes zur VerfÃ¼gung steht (VerfÃ¼gbarkeit).

Dass der KlÃ¤ger den VermittlungsbemÃ¼hungen der Beklagten nicht zur
VerfÃ¼gung stand, folgert der Senat aus den Bekundungen der Zeugen W. , B. und
S â�¦ Danach steht fest, dass der KlÃ¤ger anlÃ¤sslich seiner am 18.05.1998
erfolgten persÃ¶nlichen Arbeitslosmeldung gegenÃ¼ber dem zustÃ¤ndigen
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Arbeitsvermittler, Herrn Gerhard W. , erklÃ¤rt hat, dass er derzeit nicht in der Lage
sei, eine Arbeit aufzunehmen, weil er wegen Problemen im Zusammenhang mit der
geplanten FamilienzusammenfÃ¼hrung vÃ¶llig fertig sei. Trotz Belehrung Ã¼ber
die Rechtsfolgen dieser ErklÃ¤rung, die dem KlÃ¤ger durch den ebenfalls
anwesenden Mitarbeiter der Beklagten, Herrn S. , auch in serbokroatischer Sprache
erteilt wurde, blieb der KlÃ¤ger bei seiner bisherigen Aussage und erklÃ¤rte
weiterhin, keine Arbeit aufnehmen zu wollen. Fest steht auch, dass der KlÃ¤ger zu
einem spÃ¤teren Zeitpunkt am 31.07.1998 auf die nochmalige Frage von Herrn W.,
ob er nun bereit sei, eine Arbeit anzunehmen, dies wiederum abgelehnt hat. Zu
diesem GesprÃ¤ch wurde ebenfalls Herrn S. beigezogen. Des Weiteren hat der
KlÃ¤ger nochmals bei einer erneuten Vorsprache am 22.10.1998 angegeben,
weiterhin keine Arbeit anzunehmen. Der Zeuge B. , der den Arbeitsvermittler Herrn
W. am 25.06.1998 vertreten hat, hat bestÃ¤tigt, dass der KlÃ¤ger auch an diesem
Tag erklÃ¤rt habe, keine Arbeit annehmen zu wollen.

Auch aus Â§ 126 SGB III lÃ¤sst sich kein Anspruch des KlÃ¤gers auf die Leistung von
Alg herleiten, da die in dieser Vorschrift vorgesehene Leistungsfortzahlung bei
ArbeitsunfÃ¤higkeit nur hÃ¤tte erfolgen kÃ¶nnen, wenn diese ArbeitsunfÃ¤higkeit
wÃ¤hrend des Bezugs von Alg eingetreten wÃ¤re. Nachdem der KlÃ¤ger jedoch kein
Alg bezogen hat, da die Beklagte insoweit zu Recht die Zahlung von Alg bis zum
Eintritt der ArbeitsunfÃ¤higkeit verweigert hat, kann auch in Anbetracht der mit
Ã¤rztlicher Bescheinigung vom 24.06.1998 von Herrn Dr.R. ab diesem Zeitpunkt
attestierten ArbeitsunfÃ¤higkeit keine Leistungsfortzahlung gewÃ¤hrt werden. Es
liegt auch kein Fall des Â§ 125 Abs.1 Satz 1 SGB III vor. Danach hat einen Anspruch
auf Alg auch derjenige, der allein deshalb nicht arbeitslos ist, weil er wegen einer
mehr als sechsmonatigen Minderung seiner LeistungsfÃ¤higkeit
versicherungspflichtige, mindestens 15 Stunden wÃ¶chentlich umfassende
BeschÃ¤ftigungen nicht unter den Bedingungen ausÃ¼ben kann, die auf dem fÃ¼r
ihn in Betracht kommenden Arbeitsmarkt ohne BerÃ¼cksichtigung der Minderung
der LeistungsfÃ¤higkeit Ã¼blich sind, wenn verminderte ErwerbsfÃ¤higkeit im
Sinne der gesetzlichen Rentenversicherung nicht festgestellt worden ist. Diese
Voraussetzungen liegen hier erkennbar nicht vor. Auch fÃ¼r den Fall, dass der
KlÃ¤ger bereits zum Zeitpunkt seiner Antragstellung am 18.05.1998
arbeitsunfÃ¤hig gewesen sein sollte, scheitert ein Anspruch auf Alg daran, dass er
in diesem Falle wegen fehlender ArbeitsfÃ¤higkeit ebenfalls nicht arbeitslos
gewesen wÃ¤re, Â§ 117 Abs.1 Nr.1 iVm Â§ 119 Abs.3 SGB III.

Auch das Vorbringen des KlÃ¤gers, der Antrag sei von einem "flÃ¼chtigen
Bekannten" ausgefÃ¼llt worden, kann zu keiner Ã�nderung der Entscheidung
fÃ¼hren, da der KlÃ¤ger die Angaben im Antrag schlieÃ�lich unterschriftlich
bestÃ¤tigt hat. Im Ã�brigen war der KlÃ¤ger auch nicht in der Lage, die Namen des
"flÃ¼chtigen Bekannten" zu nennen, wobei der "flÃ¼chtige Bekannte" ohnehin nur
lediglich das zu Papier gebracht hat und bringen konnte, was der KlÃ¤ger ihm auch
tatsÃ¤chlich gesagt habe.

Somit war der Gerichtsbescheid des SG MÃ¼nchen vom 27.10.2000 aufzuheben
und die Klage abzuweisen.
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Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 SGG.

GrÃ¼nde fÃ¼r die Zulassung der Revision gemÃ¤Ã� Â§ 160 Abs.2 Nrn.1 und 2 SGG
liegen nicht vor.

Erstellt am: 18.08.2003

Zuletzt verändert am: 22.12.2024
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